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1. Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Bockenem hat die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 09-01 
„Landwehrfeld“ im Stadtteil Königsdahlum beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich der 1. Änderung befindet sich am westlichen Ortsrand Königsdahlums 
überwiegend westlich der Straße „Anger“. Er wird auf dem Deckblatt dieser Begründung 
im Maßstab 1:5.000 dargestellt. 

 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Bockenem stellt den Geltungsbereich der vorliegen-
den Bebauungsplanänderung als Wohnbaufläche dar. Er ist durch diese Änderung des 
Bebauungsplanes nicht betroffen. 

 
2.2 Bebauungsplan, bisherige Fassung 

Der Bebauungsplan setzt in seiner bisherigen Fassung Allgemeine Wohngebiete fest, die 
bei einer Grundflächenzahl von 0,4 eingeschossig bebaut werden dürfen. Je Grundstück 
werden zwei Baulinien und zwei Baugrenzen festgesetzt; zur westlichen Planbereichs-
grenze und damit zum Ortsrand halten die Baugrenzen einen Abstand von zwischen 3 
und 31 Metern. Die Gebäude sind giebelständig zur jeweiligen Erschließungsstraße aus-
zurichten. Für Einstellplätze und Garagen bzw. Garagen unter Terrassen sind eigene 
Flächen vorgesehen. Auf der nördlichen Westgrenze wird eine Hochspannungsleitung 
dargestellt. Textlich wird bestimmt, dass die  Ausnahmen gemäß § 4 (3) BauNVO 
(Fassung 1962) zugelassen sind. Es ist aber nicht eindeutig, ob sie allgemein zugelassen 
sein sollen, oder ob sie als Ausnahme zugelassen und damit nicht ausgeschlossen sein 
sollen. 

 
2.3 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Der Änderungsbereich ist als Teil der bebauten Ortslage weitestgehend bebaut; die Frei-
bereiche werden gärtnerisch genutzt. Besonders wertvoller Bewuchs ist nicht vorhanden. 

Ein wichtiger Bereich für Arten und Lebensgemeinschaften oder für die Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit von Natur und Landschaft sind von der Planung nicht betroffen; besondere 
Entwicklungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 



- 3 - 

Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Nr. 09-01 „Landwehrfeld“ 
verkleinert in Maßstab 1 :1.500 aus M 1 : 1.000 
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2.4 Denkmalschutz 

Der Landkreis Hildesheim weist darauf hin, dass im beplanten Gebiet zwar keine Boden-
funde und -befunde bekannt, jedoch nicht auszuschließen seien, weil die Raum-
bezeichnung „Landwehrfeld“ in unmittelbarer Nähe zum beplanten Gebiet auf Funde und 
Befunde eines ehemaligen Grenzgebietes schließen ließen. Sollten bei Bau- und Erd-
arbeiten im Plangebiet ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: 
Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Boden-
verfärbungen und Steinkonzentrationen; auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, seien diese meldepflichtig und müssen der unteren Denkmalschutzbehörde des 
Landkreises Hildesheim sowie dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege in  
Hannover, unverzüglich gemeldet werden.. 

 
 
3. Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Der ursprüngliche Bebauungsplan stammt aus dem Jahr 1963 und trifft sehr enge 
Bestimmungen für die räumliche Nutzbarkeit des Baugebietes. Das betrifft sowohl die 
kleinteiligen überbaubaren Flächen, die auf jeweils zwei Seiten durch Baulinien bestimmt 
sind, als auch die Vorherbestimmung von Garagen und Stellplätzen. 

Aus heutiger Sicht wird es nicht mehr als erforderlich angesehen, die Grundstückeigen-
tümer derart einzuschränken. Es hat auch in der Vergangenheit in mehreren Fällen 
Bestrebungen gegeben, von diesen engen Festsetzungen abzuweichen. Dies wird als 
Anlass gesehen die Festsetzungen neu zu fassen und den Eigentümern mehr Spielraum 
bei der Nutzung ihrer Grundstücke einzuräumen. 

Die überbaubaren Flächen sollen großzügig gehalten und auf Baulinien ebenso verzichtet 
werden, wie auf die Festlegung von Flächen für Stellplätze und Garagen. Damit soll bei 
weitestgehend gleicher Grundflächenzahl den Eigentümern mehr Spielraum eingeräumt 
werden, wo sie auf ihren Grundstücken bauliche Anlagen errichten wollen. Der Grund-
stücksbezug der überbaubaren Flächen wird in diesem Zusammenhang auch auf-
gehoben, um Nutzungen unabhängig von der seinerzeitigen Grundstücksteilung zu 
ermöglichen. 

Es musste festgestellt werden, dass im Süden des Änderungsbereiches die höchst-
zulässige Grundflächenzahl von 0,4 für den vorhandenen Gebäudebestand nicht aus-
reicht. Um die Planung in Übereinstimmung mit dem Gebäudebestand zu bringen, kann 
daher über den Ausnahmeparagraphen 17 (2) Baunutzungsverordnung eine höhere 
Grundflächenzahl (in diesem Fall 0,45)  als grundsätzlich zulässig festgesetzt werden, 
wenn besondere städtebauliche Gründe dies rechtfertigen. Diese Gründe können hier 
darin gesehen werden, dass im Vorgriff auf eine frühere 1. Änderung in den Jahren 
1969/70 Baugenehmigungen erteilt wurden, die zwar dieser Änderungsabsicht, jedoch 
nicht dem ursprünglichen Bebauungsplan entsprachen. Nachdem diese Änderung dann 
doch nicht rechtskräftig geworden ist, ist festzustellen, dass die entsprechenden Gebäude 
nicht in Übereinstimmung mit dem doch nach wie vor rechtskräftigen ursprünglichen 
Bebauungsplan stehen. Durch die Planänderung soll diese Situation bereinigt werden, 
aber es sind im südlichen Änderungsbereich Grundstücke vorhanden, die sehr schmal 
sind und im Vergleich zu den nördlichen Bereichen auch nur eine geringere Tiefe auf-
weisen, aber dennoch verständlicherweise Gebäude mit einer Größe enthalten, die den 
heutigen Wohn- und Lebensansprüchen entsprechen. Um einerseits diese gewachsenen 
Strukturen, die sich im Übrigen in den südlich benachbarten unbeplanten Innenbereich 
Königsdahlums wiederfinden, und andererseits das Planungsrecht in Einklang zu bringen, 
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soll für den Bereich Anger Nr. 20 bis 30 (gerade) die geringfügig höhere Grundflächenzahl 
von 0,45 festgesetzt werden. 

Diese Änderung macht eine erneute öffentliche Auslegung des Planentwurfs erforderlich. 

Während im nördlichen und südöstlichen Baugebiet aufgrund der gewachsenen Struktur 
bzw. der innerörtlichen Lage eine Zweigeschossigkeit mit einer angemessen niedrigen 
Geschossflächenzahl festgesetzt wird, bleibt es im südlichen Baugebiet bei der dem 
Bestand entsprechenden Eingeschossigkeit. Die zulässige Inanspruchnahme von Grund 
und Boden bleibt dabei aber unverändert, weil die festgesetzte und nach der Bau-
nutzungsverordnung ohnehin höchstzulässige Grundflächenzahl nur in dem genannten 
südlichen Ausnahmefall erhöht wird. 

Eine Bauweise wird erstmals festgesetzt, wobei eine Inanspruchnahme durch Einzel- und 
Doppelhäuser mit seitlichem Grenzabstand der vorhandenen Bebauung entspricht. Eine 
Festlegung der Firstrichtung wird dabei nicht mehr als erforderlich angesehen. 

Eine allgemeine Zulässigkeit der nur ausnahmsweise zulässigen Nutzungen wird nicht 
vorgesehen. Die Stadt behält sich vor, entsprechende Anträge im Einzelnen zu prüfen 
und über ihre Zustimmung jeweils zu entscheiden. 

Der Landkreis Hildesheim hat empfohlen an der im Ursprungsplan festgesetzten Giebel-
ständigkeit der Gebäude festzuhalten, um das einheitliche Straßenbild zu bewahren. 
Dieser Anregungen wird gefolgt. 

Die im Ursprungsplan dargestellte Hochspannungsleitung existiert nicht mehr. 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung dient der Innenentwicklung im Sinne des § 13a 
(1) BauGB, ohne dass eine zulässige Grundfläche, die den Grenzwert nach § 13a (1) 
Satz 2 BauGB überschreiten würde, festgesetzt wird. 

Durch die Planung wird kein Vorhaben ermöglicht, das eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründete. 

Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Ziele des Artenschutzes, Erhaltungsziele 
und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäi-
schen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes beeinträchtigt 
werden könnten. 

Die Bebauungsplanänderung kann damit im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 
Von einer Umweltprüfung mit anschließendem Umweltbericht wird gemäß § 13a (2) Nr. 1 
BauGB abgesehen. 

 
 
4. Zur Verwirklichung der 1. Änderung zu treffende Maßnahmen 
 
4.1 Altablagerungen, Bodenkontaminationen 

Altablagerungen oder Bodenkontaminationen sind innerhalb des Änderungsbereiches 
nicht bekannt. 

 
4.2 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
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4.3 Ver- und Entsorgung 

Die Situation von Ver- und Entsorgung wird durch diese Änderung des Bebauungsplanes 
nicht berührt und bleibt unverändert. 

 
 
Diese Begründung gemäß § 9 (8) BauGB hat zusammen mit der 1. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 09-01 

„Landwehrfeld“ 

vom            bis einschließlich            

erneut gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der Stadt Bockenem 
beschlossen. 

Bockenem, den  
 
 
 
 

Bürgermeister                                        




